
Stand: 12.05.2024 01:02:13

Vorgangsmappe für die Drucksache 18/9876

"Aufklärungskampagne zur Befreiung von der Maskenpflicht"

Vorgangsverlauf:

1. Initiativdrucksache 18/9876 vom 22.09.2020

2. Beschlussempfehlung mit Bericht 18/11671 des GP vom 20.10.2020

3. Beschluss des Plenums 18/11937 vom 08.12.2020

4. Plenarprotokoll Nr. 64 vom 08.12.2020



 

18. Wahlperiode 22.09.2020 Drucksache 18/9876 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Antrag 

der Abgeordneten Ulrich Singer, Jan Schiffers, Dr. Anne Cyron, Andreas Winhart, 
Dr. Ralph Müller, Josef Seidl, Ferdinand Mang, Roland Magerl und Fraktion (AfD) 

Aufklärungskampagne zur Befreiung von der Maskenpflicht 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, eine groß angelegte Aufklärungskampagne, eine 
sogenannte Akzeptanzkampagne gegenüber Menschen, die keine Maske oder Face 
Shield tragen können, unverzüglich bayernweit zu starten. 

Diese „Akzeptanzkampagne“ soll mit 

─ Plakaten in Form von öffentlichen Anschlägen in den bayerischen Gemeinden, 

─ Inseraten in bayerischen Print- und Onlinemedien, 

─ der Versendung von Informationsschreiben an die Landrats- und Gesundheitsämter 
in Bayern 

erfolgen. 

 

 

Begründung: 

Auch der Staatsregierung ist dies bewusst und deswegen gibt es auch Ausnahmerege-
lungen gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 bis 3 der Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenver-
ordnung (BayIfSMV). 

Seit der Einführung der Maskenpflicht in Bayern vernimmt man fast täglich, dass Men-
schen diskriminiert und ausgeschlossen werden, wenn es ihnen im Sinne des § 1 Abs. 2 
Satz 1 bis 3 BayIfSMV nicht möglich ist, eine Mund-Nasen-Bedeckung (MNB) zu tragen. 

Es gibt unterschiedliche Formen der Diskriminierung von Menschen, die keine MNB 
tragen können oder dürfen. Teilweise wird ihnen trotz Attest in vielen Läden der Zugang 
verwehrt, sie werden in den öffentlichen Verkehrsmitteln angefeindet und im schlimms-
ten Fall kommt es zu körperlichen Angriffen, wie jüngst ein Fall in Ludwigsburg (Baden-
Württemberg) zeigt. Hier wurde ein 11-jähriger Junge, dem das Tragen eines Mund-
Nasen-Schutzes (MNS) attestiert nicht möglich ist, von einer wild gewordenen Frau bru-
tal vor einem Supermarkt angegriffen. 

Offenbar würden sich bei den Beratungsstellen immer mehr Betroffene melden, denen 
trotz mitgeführtem ärztlichen Attest der Zugang zu Restaurants, Kaufhäusern oder Arzt-
praxen verwehrt würde, oder sie nach Betreten von anderen Kunden und Mitarbeitern 
bloßgestellt würden, wie Andreas Foitzik der Landesarbeitsgemeinschaft Antidiskrimi-
nierungsberatung Baden-Württemberg bestätigt. 

Solche Zustände darf man nicht hinnehmen und daher muss die Bevölkerung ausrei-
chend aufgeklärt werden. Denn wenn Betroffenen trotz eines Attests der Zutritt verwehrt 
wird, stellt das eine mittelbare Diskriminierung dar und kann nach § 2 Abs. 1 Nr. 8 All-
gemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) in letzter Konsequenz eine Klage wegen 
einer gesetzeswidrigen Ungleichbehandlung für Ladeninhaber, Restaurantbesitzer, 
Arztpraxen etc. nach sich ziehen. Wenn ein Betroffener trotz Attest gezwungen wird, 
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eine Maske oder ähnliches zu tragen, könnte das eine Nötigung nach § 240 Strafge-
setzbuch (StGB) darstellen und strafrechtliche Konsequenzen für die Geschäftstreiben-
den bedingen. 

Die Staatsregierung und insbesondere Ministerpräsident Dr. Markus Söder hat es leider 
in den letzten Monaten versäumt die Bevölkerung richtig über die BayIfSMV aufzuklären 
und hat damit auch vielen Gerüchten großen Raum geboten. Konkret geht es auch hier 
darum, dass Ladenbesitzer oder auch Gast- und Hotelleriebetriebe noch immer glau-
ben, dass sie hohe Bußgelder zahlen müssten, falls ein Kunde in ihrem Laden ohne 
MNB/MNS einkaufen ginge und geahndet würde. Dass das eine klare Fehlinformation 
ist, ob gewollt oder nicht, liegt spätestens seit der Beantwortung der Anfrage zum Ple-
num Drs. 18/9210 klar auf der Hand. Darin antwortet das Staatsministerium für Gesund-
heit und Pflege: 

„Sofern ein Kunde seiner Maskenpflicht in einem Ladengeschäft nicht nachkommt, stellt 
dies keine bußgeldbewehrte Pflichtverletzung des Ladeninhabers dar, sondern nur des 
betroffenen Kunden oder dessen Begleitperson. Es stellt lediglich einen bußgeldbe-
wehrten Verstoß dar, wenn ein Ladeninhaber nicht sicherstellt, dass das Personal sei-
ner Maskenpflicht nachkommt.“ 

Daher fordern wir eine bayernweite „Akzeptanzkampagne“, wie im Antragstext formu-
liert, mit folgenden Inhalten, welche den Menschen in Bayern Klarheit bringen soll: 

─ Es gibt Menschen, die aufgrund einer Behinderung, aus gesundheitlichen Gründen 
oder aber weil sie das sechste Lebensjahr noch nicht erreicht haben, vom Tragen 
eines MNS, einer MNB oder eines Face Shields in § 1 Abs. 2 Satz 1 bis 3 BayIfSMV 
ausdrücklich ausgenommen sind. 

─ Menschen, die aus genannten Gründen keine Maske tragen können oder dürfen, 
darf nicht der Zutritt zu Läden, Restaurants, Ämtern, Praxen, Kaufhäusern etc. ver-
wehrt werden, denn das stellt eine Diskriminierung dar und kann nach § 2 Abs. 1 
Nr. 8 AGG eine Klage nach sich ziehen. 

─ Geschäftsinhaber müssen keine Bußgelder bezahlen, wenn ein Kunde seiner Mas-
kenpflicht nicht nachkommt (§ 22 BayIfSMV). 

─ Falls Geschäftsinhaber einen Kunden gegen seinen Willen zwingen eine Maske 
oder ähnliches zu tragen, kann das eine Nötigung nach § 240 StGB darstellen und 
strafrechtlich geahndet werden. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Gesundheit und Pflege 

Antrag der Abgeordneten Ulrich Singer, Jan Schiffers, Dr. Anne Cyron u.a. und 
Fraktion (AfD) 
Drs. 18/9876 

Aufklärungskampagne zur Befreiung von der Maskenpflicht 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Andreas Winhart 
Mitberichterstatterin: Dr. Beate Merk 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Gesundheit und Pflege federführend zu-
gewiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit dem Antrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 40. Sitzung am 20. Ok-
tober 2020 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Bernhard Seidenath 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Ulrich Singer, Jan Schiffers, Dr. Anne Cyron, Andreas 
Winhart, Dr. Ralph Müller, Josef Seidl, Ferdinand Mang, Roland Magerl und 
Fraktion (AfD) 

Drs. 18/9876, 18/11671 

Aufklärungskampagne zur Befreiung von der Maskenpflicht 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Karl Freller 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring



Zweiter Vizepräsident Thomas Gehring: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 auf:

Abstimmung

über Europaangelegenheiten und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 2)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Liste.

(Siehe Anlage 2)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der Liste einverstanden ist, den bitte 

ich um das Handzeichen. – Das sind die GRÜNEN, SPD, FREIE WÄHLER, CSU, FDP 

und AfD. Gegenstimmen bitte anzeigen! – Stimmenthaltungen! – Das sind die beiden 

fraktionslosen Abgeordneten. Dann übernimmt der Landtag diese Voten.
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